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Beschluss des VLK-Bundesvorstandes, 16. April 2011, Schwerin
__________________________________________________________________

Der VLK-Bundesverband fordert die FDP-Bundestagsfraktion auf, die Bundesmittel für die Städtebauförderung im Bundeshaushalt 2012 auf mindestens 500 Mio. € und die darin verankerten Mittel für das Programm „Soziale Stadt“ auf mindestens 70 Mio. € festzusetzen
Begründung:

Die Städtebauförderung des Bundes hat in den vergangenen Jahrzehnten nachhaltig zur Aufwertung von Stadtquartieren beitragen können und durch Komplementärfinanzierung von Ländern und Kommunen wurde ein Vielfaches an Investitionsmitteln bewegt. Insbesondere in den alten Bundesländern besteht in diesem Bereich weiterhin ein dringender Handlungsbedarf, um der Verödung von Innenstadtzentren, die vielfach durch die Bebauung aus den 60iger und 70iger Jahres des vergangenen Jahrhunderts geprägt sind, entgegen zuwirken. Innerhalb der Städtebauförderung kommt dem Programm „Soziale Stadt“ eine besondere Bedeutung zu, da dieses Programm in sozialkritischen Quartieren in Drittelfinanzierung zwischen Bund, Land und Kommune Wohnumfeld aufwertet und Investitionen in dringend notwendige Infrastruktur fördert. Da diese Quartiere in der Regel einen hohen Migrationsanteil aufweisen, ist diese gleichzeitig eine gezielte Unterstützung der Integrationsbemühungen der Bundesregierung, die dieser Aufgabe nach Aussage von Frau Staatsministerin Böhmer einen hohen Stellenwert zumisst.

Die VLK hat Verständnis dafür, dass auch auf Bundesebene Haushaltskonsolidierung notwendig ist. Kein Verständnis hat die VLK dafür, dass im Haushalt 2011 und 2012 völlig überproportional und einseitig Lasten der Kommunen die Städtebaufördermittel und insbesondere das Programm „Soziale Stadt“ massiv gekürzt worden sind.

War noch im Bundeshaushalt 2010 für die Städtebauförderung ein Volumen in Höhe von 610 Mio. € zusammengestrichen werden. Das darin enthaltene Programm „Soziale Stadt“ wurde von bisher 95 Mio. € um 70 % (!) auf 28 Mio. € gekürzt. Es ist für die Liberalen Kommunalpolitiker unverständlich, wie Haushaltssanierung des Bundes trotz erheblichen Handlungsbedarfs völlig einseitig zu Lasten der Kommunen durchgeführt werden soll. 

Mit der VLK-Forderung, die Städtebauförderung auf mindesten 500 Mio. € (70 Mio. € „Soziale Stadt“) anzuheben, bewegt sich die Mittelbereitstellung immer noch weit unter den Ansätzen des Jahres 2010 und trägt damit den Haushaltsproblemen des Bundes Rechnung. 

Wir hoffen, dass die FDP-Bundestagsfraktion mit dazu beiträgt, die berechtigten Interessen der Kommunen angemessen zu berücksichtigen!

